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Informationen zuhanden der Stawiko zum Ersatzneubau Durchgangsstation Steinhausen  

 

Der Kanton Zug plant auf dem Grundstück der bestehenden Durchgangsstation in Steinhausen 

(DSS) die Realisierung eines Ersatzneubaus. Genau wie die bisherige Durchgangsstation wird 

auch der Ersatzneubau ausschliesslich der Unterbringung von Personen aus dem Asyl- und 

Flüchtlingsbereich in der ersten Phase dienen (Dauer von 7 bis 12 Monaten, während der sie 

mit den schweizerischen Lebensverhältnissen vertraut gemacht und auf eine selbständige Le-

bensführung vorbereitet werden). Danach werden diese Personen einer kantonalen Unterkunft 

zugewiesen (zweite Phase).  

 

Bund und Kantone haben im Rahmen der nationalen Asylkonferenzen vom 21. Januar 2013 

und 28. März 2014 vereinbart, dass bei geplanten Unterbringungskapazitäten Schwankungsre-

serven vorzusehen sind. Die Schwankungsreserve stellt eine strategische Unterbringungsre-

serve dar, deren Inanspruchnahme weder eine besondere noch eine ausserordentliche Lage 

voraussetzt. Vielmehr handelt es sich um eine vorbereitende Massnahme im Sinne einer tem-

porären Lösung, durch die das Eintreten einer besonderen oder ausserordentliche Lage verhin-

dert werden soll.  

 

In diesem Zusammenhang kam es im Kanton Zug in der Vergangenheit leider zu Missverständ-

nissen bzw. Fehlinformationen. Es wurde fälschlicherweise ein Konnex zum Notrecht herge-

stellt, weshalb angenommen wurde, dass für die «Auslösung» der Unterbringungsreserve ein 

Beschluss des Bundesrats vorausgesetzt wird. Dies ist jedoch nicht der Fall. Im Kanton Zug 

bedarf die Auslösung der Unterbringungsreserve der Zustimmung der Vorsteherin bzw. des 

Vorstehers der Direktion des Innern (vgl. § 7 Abs. 1a der Verordnung betreffend Sozialhilfe für 

Personen aus dem Asylbereich vom 27. Januar 2009 [BGS 861.42]). Die entsprechende Ver-

ordnungsänderung wurde vom Regierungsrat am 1. Dezember 2020 beschlossen und ist seit 

dem 1. Januar 2021 in Kraft.  

 
Auszug der relevanten Bestimmungen aus der Verordnung betreffend Sozialhilfe für Personen 
aus dem Asylbereich vom 27. Januar 2009 (BGS 861.42): 
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